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A O c l t b c H i c z h  a t i ^  i e n t  t ^ c u t c i n s a M c n  / H a z k i

Ein Gesprädi zwisdien Vertretern verschiedener Wirtsdiaftszweige 

D as Gespräch w ird  im  D exem berheft fortgesetx t

KONSUM GÜTERINDUSTRIE:

Selbsthilfe als G em einsdiaftsw erk

Die  A usgangssituation der deut
sd ien  Industrie beim Inkraft

treten des V ertragswerks von Rom 
w ar günstig und ungünstig zu
gleid i: Günstig insofern, als die 
d eutsd ie Industrie bereits durdi 
e in e  liberale Handelspolitik, vor 
allem  durdi niedrige Zollsätze, 
n id it verw öhnt war und zudem ihre 
A usfuhrerfolge gerade audi in den 
Ländern des Gemeinsamen Mark
tes zeigten , daß Ihre Preise inter
national durdiaus wettbewerbs
fähig waren. Ungünstig insofern, 
als ein ige Partnerländer ihre 
M ärkte seit jeher mit hohen Zoll- 
und Kontingentmauern umgeben 
hatten, die —  gemäß der langen  
Ü bergangsperiode —  nur ganz 
langsam  abgetragen werden. W äh
rend W estdeutsdiland also gleid i 
zu Beginn den Drude der ausländi
sd ien  W are zu spüren bekam, 
öffnen sid i seiner Industrie die 
Tore zu w iditigen  Märkten der 
EWG nur mit einer kleinen Er
w eiterung des Spaltes.

D ie  na tion a len  W irtschaften  
im  G roßraum

Im Gegensatz zu der Großraum- 
w irtsdiaft des nordamerikanisdien 
Kontinents, die sid i nodi vor der 
allgem einen Industrialisierung ge
bildet hat, sind in der EWG bereits 
hodientw idcelte Volkswirtsdiaften  
zusam m engesdilossen. Ihre Ent
widclung und vor allem ihr W ieder
aufbau nadi dem Kriege erfolgte 
w eitgehend  mit nationaler Ziel
setzung und nidit in  Sidit auf die 
Vergrößerung des Binnenmarktes.

So stehen denn heute in v ielen  
Zweigen Kapazitäten bereit, deren  
Leistungsfähigkeit zusammenge- 
nommen den Bedarf des Gemein
sam en Marktes erheblidi übersteigt 
und deren V ollbesdiäftigung w eit
gehend von der Aufnahmefähigkeit 
und -Willigkeit dritter Länder ab
hängt. W enn hier kein ausreidien- 
des Absatzventil gesdiaffen wird, 
muß das Problem der Uberkapazi
täten zw angsläufig im W ettbe
werbskampf gelöst werden.

Daß die mit der EWG bezwedcte 
internationale Arbeitsteilung die 
Verlagerung der Produktion zum 
kostengünstigen Standort und da
mit d ie A ussdialtung der Grenz
produzenten zur Folge hat, war 
von Beginn an klar. Das ist, sow eit 
es sid i dabei um natürlidie Stand
ortvorteile handelt, gereditfertigt.

D ie V erzerrung des W ettbew erbs
Verzerrt wird der W ettbewerb  

jedoch durdi die verschiedensten  
künstlidi geschaffenen Bedingun
gen, seien sie nun im Institutionei
len begründet oder gezielte Maß
nahmen der Wirtschaftspolitik. Das 
gilt vor allem in bezug auf die  
untersdiiedlichen Belastungen der 
Unternehmen durch S t e u e r n ,  
sei es, daß in dem einen Land das 
Sdiwergewicht auf den Ertrag
steuern, im anderen Land auf den 
Verbraudisteuern liegt, sei es in 
Gestalt von Rüdevergütungen und 
Vergünstigungen, die die expor
tierte, und Belastungen, die die 
importierte W are neben dem Zoll 
durch steuerliche Maßnahmen er

fährt. Zwar ist die Harmonisierung, 
w ie  der Vertrag sie vorsdireibt, 
in Angriff genommen worden. Aber 
schon eine Bestandsaufnahme der 
verschiedenen Steuersystem e ist 
sdiw ierig und langwierig, ge- 
sd iw eige denn eine Änderung und 
internationale Angleichung der mit 
dem nationalen Eigenleben stark 
verhafteten Fiskalwirtsdiaften.

Daneben schafft die W e t t b e 
w e r b s g e s e t z g e b u n g  unter- 
sdiiedlid ie A usgangspositionen. 
W enn in der Bundesrepublik auch 
Exportkartelle „nur“ anmeldungs- 
pfliditig sind, so steht der deutsche 
H ersteller dodi einer durchkartel
lierten Front seiner Mitbewerber 
in anderen Ländern gegenüber, 
ohne selbst die M öglidikeit zu 
haben, sich in gleidiem  Umfang 
durdi Zusammenarbeit mit anderen 
Unternehmern, etw a im Rahmen 
von Rationalisierungskartellen, zu 
günstigeren Produktionsbedingun
gen zu verhelfen.

Daneben ist die R olle der 
ö f f e n t l i c h e n  H a n d  in anderen 
Ländern w esentlid i gewichtiger als 
in der Bundesrepublik. W o aber nicht 
auf Rentabilität geachtet werden  
muß und Defizite stillsdiw eigend  
aus dem allgem einen Haushalt ge
deckt werden, läßt sich elastischer 
kalkulieren. D ies gilt um so mehr, 
als in einigen Ländern nicht nur 
die Grundstoff-, sondern gerade die 
weiterverarbeitende Industrie stär
ker mit Staatsbetrieben durdisetzt 
ist, als dies in der Bundesrepublik 
der Fall ist.

Auch n a t i o n a l e  P r e i s 
r e c h t e ,  w ie sie z. B. in Frank
reidi und Italien in größerem Um

A lle  in  d e r  A b te ilu n g  „Zeitgespräch“ veröffentlichten B eiträge  sin d  fr e ie  M einungsäußerungen von P er
sön lichkeiten  aus W irtschaft und P o litik  und von in- und ausländischen M itarbeitern . S ie en thalten  keine 
S tellu n gn ah m e d er  R edaktion  und sin d  keine offiziösen  Ä ußerungen d er herausgebenden Institu tionen.
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fang nodi bestehen, sdiaffen un- 
gleid ie Startbasen, da sie  die 
Kosten-Preis-Relation veifälsd ien . 
Zwar wird ihre Beseitigung auf 
Grund der Vorsdiriften des EWG- 
Vertrages angestrebt, ebenso w ie  
die Absdiaffung der handelspoliti- 
sd ien  Besdiränkungsmaßnahmen, 
die zum Sdiutze der heim isdien  
Produktion und zur Erleiditerung 
des Exports ergriffen worden sind. 
Letztere bilden aber einunübersidit- 
lid ies und sdiwer zu durdiforsten- 
des Gestrüpp. Sie sind auf das 
phantasievollste verquidct mit fis- 
kalisdien, w ettbew erbsreditlidien, 
preispolitisdien und allgem ein wirt
sdiaftspolitisdien Maßnahmen und 
reidien von der verspäteten und 
zu geringen, jede Zollsenkung in 
ihrer W irkung aufhebenden Kon
tingentsfreigabe bis hin zur steuer- 
lid ien Förderung des heim isdien  
Investitionsgüterabsatzes unter dem  
Stidiwort „Rationalisierung".

W irtsd ia ftapo litiich e  K o o rd i
n ierung a u f lange Sicht

Sofern es sid i hierbei um spe
zie lle  Maßnahmen handelt, lassen  
sie  sid i leiditer eliminieren als die 
W ettbewerbsverfälsdiungen, die im 
W irtsdiafts- und Steuersystem  und 
in der w irtsdiaftspolitisdien Grund
haltung der Länder verankert sind. 
Denn jede die Stabilität der W äh
rung beeinflussende wirtsdiafts
politisd ie Maßnahme tangiert audi 
die internationalen W irtsdiaftsbe- 
ziehungen. Sie ändert —  das hat 
die Abwertung des französisdien  
Franc gezeigt —  die W ettbewerbs
relationen und sdiafft in bezug auf 
Zeitpunkt und Umfang beträditlidie  
Unsicherheit. Ist aber d ie ange
strebte A ngleidiung der W ährungs
verhältnisse erreidit, dann muß sie 
audi erhalten bleiben. Das setzt 
eine Übereinstimmung in  der Kon
junkturpolitik der EWG-Länder 
voraus.

Ansätze in  vielversprediender 
Form sind gemadit: Der Währungs- 
aussdiuß hat seine Tätigkeit auf
genommen, die Notenbanken arbei
ten w eitgehend zusammen, und ein  
Programm einer konjunkturpoliti- 
sdien Koordinierung ist ausge
arbeitet. Doch handelt es sich w eit
gehend um Pläne und Maßnahmen, 
die sich erst „in the long run" ent
falten werden. W enn auch die Ver
pflichtung zur Harmonisierung und

der gegenseitigen Abstimmung be
steht, im Ernstfall gilt dann doch 
immer das Primat der nationalen  
Wohlfahrt,, das ja auch in den zahl
reichen Ausnahmebestimmungen  
des Vertragswerks seinen Nieder
schlag gefunden hat.

R egion ale u nd überregionale  
M ärkte

Bis dahin müssen die Betriebe 
sich längst mit den  veränderten 
und ständig sich ändernden W ett
bewerbsbedingungen im großen 
Markt auseinandergesetzt haben. 
Eine gew isse V erlustquote wird 
w ohl kaum zu verm eiden sein. 
Allerdings wird man differenzieren 
müssen: Denn nicht nur von
Branche zu Branche ist der W ett
bewerbsdruck verschieden stark, 
auch von Produkt zu Produkt und 
Betrieb zu Betrieb, w obei hier vor 
allem die Betriebsgröße eine Rolle 
spielt.

Grundsätzlich ist festzustellen, 
daß nicht alle Branchen von dem 
plötzlich verschärften W ettbewerb  
betroffen werden. Ganze Wirt
schaftszweige sind auf die Befrie
digung regionaler Märkte ausge
richtet. Das wird sich auch unter 
dem Zeichen des Gemeinsamen 
M arktes kaum ändern, w ie ja auch 
die Wirtschaft des nordamerikani
schen Kontinents praktisch aus 
einem Konglomerat regionaler 
Märkte besteht, deren Unterschiede 
so  groß sind, daß selbst die Groß
firmen mit „nationwide" ausgerich
tetem  Absatz Produktdifferenzie
rungen vornehmen müssen.

D as P roblem  d er B etriebsgrößen
Oft wird besorgt, daß der Ge

meinsame Markt in einer für Klein
betriebe nachteiligen W eise den 
Trend zum Großbetrieb fördere und 
eine Konzentrationswelle auslöse. 
Das ist sicherlich zu stark generali
siert. Zweifellos wird der interna
tionale W ettbewerb im Gemeinsa
men Markt am stärksten bei M assen
erzeugnissen einsetzen, und hier 
ist in der Tat der Großbetrieb am 
leistungsfähigsten. Er ist durch den  
Druck der Fixkosten zur Kapazi
tätsauslastung „um jeden Preis" 
gezwungen. W ie die bisherige Ent
wicklung gezeigt hat, ist der Trend 
zu einer stärkeren Konzentrierung 
und Konzernierung gerade der 
Großbetriebe unverkennbar, teils 
aus produktionstechnischen, teils

aus absatzwirtschaftlichen Gründen. 
Ein w eiteres M otiv, vor allem bei 
langlebigen Konsumgütern, ist die 
gegenseitige Nutzbarmachung der 
Service-Organisationen, um auch im 
Kundendienst leistungsfähig über 
den gesam ten EWG-Raum hinweg 
zu sein. Auch hier sind andere 
Volkswirtschaften der deutschen 
voraus: über 6 0 “/o der bereits be
kannt gewordenen Produktionszu
sammenschlüsse entfallen auf fran
zösische Unternehmen.

Daß aber damit der kleine und 
mittlere Betrieb zwischen die Mühl
steine gerät, ist nicht ohne w eiteres 
gesagt. Im Gegenteil: Je mehr die 
Großbetriebe sich auf die M assen
fertigung verlegen müssen, um 
wettbewerbsfähig zu sein, desto 
größer ist die Chance für kleinere 
und mittlere Betriebe als Zuliefe
rer. Vor allem aber bleibt die Be
friedigung des regionalen Marktes 
und des individuellen Bedarfs das 
Privileg des Kleinbetriebes, der 
allerdings w endig und anpassungs
fähig sein muß. Erfüllt er diese  
Voraussetzung, dann bieten sich 
für ihn auch international Chancen, 
solange die allgem eine W ohl
standssteigerung allerorts den Be
darf differenzierter werden läßt 
und in v ie len  Konsumbereichen 
das A usgefallene, Fremdländische 
bevorzugt wird. Der Erfolg skandi
navischer M öbelhersteller in 
Europa ist ein gutes Beispiel für 
diese Entwicklung. Vor allem aber 
bieten auch die Konzentration des 
Handels und die Einrichtung von  
Einkaufsringen dem nicht direkt 
exportierenden Konsumgüterprodu- 
zenten Absatzchancen über die 
Grenzen des Heimatlandes.

R ation a lisieru ng  
u nd P roduktion sum stellung

Allerdings wird man —  das gilt 
für Groß und Klein —  um Ratio- 
nalisierungs- und M odernisierungs
maßnahmen nicht herumkommen, 
und in besonders gelagerten Fällen  
wird man auch zur Spezialisierung 
und sogar zu Produktionsumstellun
gen schreiten müssen. Sie sollten  
so früh w ie möglich ergriffen wer
den und durch spezielle staatliche 
Hilfen —  die ERP-Kreditaktion für 
die Textilindustrie war hier ein 
ermutigender Anfang —  unterstützt 
werden. Aber auch in der allge
m einen W irtschaftspolitik sollte
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man auf die zw ingende Notwen
d igk eit der Umorganisation, die für 
m andien Betrieb eine Lebensfrage 
darstellt, Rüdtsidit nehmen.

Sdiließ lid i sollte die unternehme
risd ie  Selbsthilfe stärker aktiviert 
w erden. S ie hat nur als Gemein
sdiaftsw erk Erfolg. Von der ge- 
m einsd iaftlid ien  Absatzforsdiung 
und M arktanalyse bis hin zu einer 
internationalen Verständigung über 
die Eliminierung nid it leistungs
fähiger Kapazitäten besteht ein 
w eiter Spielraum für unternehme

risdie Zusammenarbeit mit dem 
Ziel, die durdi die Um stellung auf 
den Gemeinsamen Markt erforder- 
lid ien  Reibungsverluste m öglidist 
klein zu halten. Ansätze «ind be
reits in der Gründung zahlreidier 
internationaler Zusammensdilüsse 
von Fadiverbänden gem adit wor
den, und der Erfabrungs- und 
M einungsaustausdi wird sidierlidi 
dazu beitragen, die Umstellungs- 
sdiw ierigkeiten glätten zu hel
fe n —  zum N utzen aller beteiligten  
Volkswirtsdiaften. (ss)

TEXTILINDUSTRIE:

W ettbew erb gefährdet die G renzbetriebe

D e r  Textilindustrie und Textil- 
w irtsdiaft kommt in allen Ländern 
der Europäisdien W irtsdiaftsge
m einsdiaft ein hervorragender 
Platz unter den Wirtsdiaftsgrup- 
pen  zu. N id it nur bei uns ist die  
T extilindustrie der größte Zweig 
der Konsumgüterindustrie. Ge
m einsam  m it der nadifolgenden  
Stufe der Bekleidungsindustrie 
steh t sie mit nahezu 1 Mill. Be
sd iäftig ten  in der Bundesrepublik 
und m it 2,5 bis 3 Mill. Besdiäftig
ten  in  der EWG an erster Stelle 
aller Industriebrandien.

Es liegt auf der Hand, daß 
W andlungen in der Marktlage der 
Textilindustrie sdiwerw iegende 
ökonom isdie und soziale Konse
quenzen haben. Ob aber im Zuge 
der Bildung des Gemeinsamen 
M arktes gravierende Veränderun
gen  eintreten, läßt sid i heute nidit 
Vorhersagen: die gegebenen be
triebs- und brandienwirtsdiaft-

lid ien Tatbestände spredien eher 
dagegen. Der W ettbewerb wird 
im allgem einen nid it zu Ungunsten 
der Textilindustrie des einen oder 
anderen Landes, sondern zu Un
gunsten der Grenzbetriebe in allen  
Ländern ausgehen.

M arktnähe des P roduzen ten  
vorte ilh a ft

Im Gegensatz zu anderen Indu
striezw eigen fällt in der T extil
industrie die V ielzahl der verar
beitenden Rohstoffe und die durdi 
Gesdimadc und M ode —  beson
ders bei Bekleidungstextilien und 
einer Reihe von H eim textilien —  
bewirkte M annigfaltigkeit der 
Produktion auf. Man hat es nidit 
mit der Textilindustrie sdiledithin  
zu tun, sondern m it zahlreidien  
Textilsparten.

Das Moment der M ode und des 
Gesdimadcs läßt audi in der kom
menden Entwidclung zum Gemein
samen Markt und nadi dessen end

gültiger Formung ein an Varia
tionsbreite und -tiefe reidies Pro
duktionssortiment der Textilindu
strie erwarten. D ie Untersdiiedlidi- 
keit in den m odisdien und ge- 
sdim acklidien Ansprüdien zw i
schen den einzelnen Ländern und 
Landschaften, auch die vonein
ander abweichenden Verbraucher
wünsche beisp ielsw eise der groß
städtischen und der ländlichen Be
völkerung werden auch w eiterhin  
die Marktnähe des Produzenten 
mit dem V orteil der ständigen Be
obachtung der V erhaltensweisen  
der Konsumenten geboten erschei
nen lassen. D ieser imponderable 
Standortfaktor wird zumindest in 
den konsumnahen Bereichen der 
Textilindustrie stärkeres Gewicht 
haben als mögliche Kostenvorteile 
durch eine räumliche Produktions
konzentration. Tendenzen zur 
Standortverlagerung könnte man 
sich am ehesten in der Rohstoff
erzeugung (Chemiefaserindustrie) 
und in der Produktion von Stan
dardware vorstellen, die entweder 
nodi veredelt werden muß, bevor 
sie zum Konsumenten gelangt 
(Baumwollrohgewebe), oder keine 
V eredelung benötigt (Jutegewebe).

Aber auch diese theoretisch 
denkbaren Standortverscfaiebungen 
darf man nicht überschätzen. Ge
rade die Baumwollindustrie als 
größte Gruppe der Textilindustrie 
ist eine typisch weitgestreute In
dustrie mit starker Bindung an die 
Verbrauchsschwerpunkte. Über
haupt wird die zukünftige Zins-, 
Steuer- und V erkehrskostenent
wicklung abzuwarten sein, bevor 
man in dieser Hinsicht den Versuch 
einer Prognose w agen kann.

C O M M E R Z B A N K
A K T I E N G E S E L L S C H A F T

D Ü S S E L D O R F  • F R A N K F U R T (M A I N) • H A M B U R G  
In Berlin B E R L I N E R  C O M M E R Z B A N K  Aktiengesellschaft

235 Geschäftsstellen in der Bunciesrepublik und in West-Berlin
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Aus der heutigen Außenhandels- 
verfleditung der EWG-Partner las
sen sich einige Rücksdilüsse auf 
die künftige Konkurrenzsituation 
der deutsdien Textilindustrie z ie 
hen. Da sid i die Verhältnisse für 
diejenigen Länder, d ie  heute sdion  
niedrige Zollsätze haben —  die 
Bundesrepublik ist im Durdisdinitt 
textiles N iedrigstzolland in  Euro
pa —  und bei ihren Partnern hohe 
Zollsenkungen erwarten können, 
am günstigsten gestalten müssen, 
besteht auf längere Sidit Anlaß zu 
einer optim istisdien Beurteilung.

Das Vertragswerk der EWG 
sieht aber einen 12- bis 15jährigen 
Interimszustand vor, nadi dessen  
Ablauf erst g leid ie  Startbedingun
gen vorhanden sein  werden, so daß 
einstw eilen v ie le  Disparitäten be
stehen bleiben, die den reinen 
Leistungswettbewerb stören. Am
1. Januar 1959 sind nur die ersten 
besdieidenen Sdiritte zum Gemein
samen Markt getan worden. Da 
die Bundesrepublik auf dem Zoll
gebiet vorgeleistet hat und audi 
keine Kontingente mehr kennt, 
verspürt die Textilindustrie hier
zulande den sdiarfen W ind des 
europäisdien W ettbewerbs bedeu
tend früher als ihre großen N adi- 
barländer.

Frankreidi und Italien sind Hodi- 
zolländer. Frankreidi verfügt 
außerdem w eiterhin über Einfuhr
kontingente über Textilpositionen, 
die für D eutsdiland besonders ex 
portinteressant sind. A udi aus der 
U ntersdiiedlidikeit der Steuer
system e folgt eine Benaditeiligung  
der deutsdien Seite. Im grenzüber- 
sdireitenden W arenverkehr erge
ben sid i w egen der A usgleidis- 
und Rüdivergütungsregelungen 
V orteile für die Länder mit hoher 
indirekter und geringerer direkter 
Besteuerung, umgekehrt N aditeile  
für Länder mit hoher direkter und 
geringerer indirekter Steuerlast 
(vornehmlidi die Bundesrepublik).

Derartige Disparitäten wirken 
sid i in besonderer Sdiärfe für 
einen W irtsdiaftszw eig w ie die 
Textilindustrie aus, der seit Jahren 
in einem sdionungslosen nationa
len und internationalen Konkur
renzkampf steht. In diesem  Zusam
menhang muß audi die starke Pas

Die deutsche Position
im  A ußenhandel

sivität der deutsdien Außenhan
delsbilanz Textil innerhalb des 
EWG-Raumes begriffen werden. 
Sie ist n idit etw a auf mangelnde 
Leistungsfähigkeit der deutsdien  
Textilindustrie zurüdczuführen. Die 
Verzerrungen und Disparitäten  
auszusdialten, ist Aufgabe der na
tionalen und supranationalen W irt
sdiafts- und Handelspolitik.

D ie B illigpreis län der
Nur zum Teil liegen  die Kon

kurrenzprobleme für d ie Textilin
dustrie auf der innereuropäisdien  
Ebene. Hier sind vor allem die 
W oll- und Leinenindustrie zu nen
nen. In w iditigen  Brandien findet 
die hauptsädilidie A useinanderset
zung mit den W ettbewerbern von  
außen statt, vornehm lidi mit der 
Billigpreiskonkurrenz Ostasiens.

Aus diesem  Grunde geht das ge
meinsame Streben der europäi
sdien Textilindustrie in Riditung 
einer koordinierten Handelspolitik, 
die m öglidist rasdi verwirklidit 
werden muß, damit nidit durdi 
handelspolitisdie A lleingänge Ge
fahren für den europäisdien Bin
nenhandel entstehen. Es kommt 
darauf an, die Existenzinteressen  
der europäisdien traditionellen  
Konsumgüterindustrien mit den 
Expansionsinteressen der teilw eise  
nodi am Beginn der wirtsdiaft- 
lid ien  Entwidilung stehenden Lie
ferländer O stasiens in vernünf
tiger W eise abzustimmen.

E ine Spa ltu n g  E uropas 
is t gefäh rlich

Die Idee der europäisdien Inte
gration ist unvollkommen verwirk
lidit, solange der Versdim elzungs- 
prozeß auf die sed is Partnerstaa
ten der V erträge von Rom be
sdiränkt bleibt. Im Hinblidc auf 
den Güteraustausdi untereinander 
stellt das A useinanderfallen Euro
pas in zw ei Blöcke ein Unglüdc 
dar. Traditionelle Kunden- und 
Lieferantenbeziehungen werden  
zerbredien, sofern Europa sid i auf 
dem w irtsdiaftlidien Felde nidit 
einigt.

Die deutsdie Textilindustrie 
würde in besonders starkem Maße 
in M itleidensdiaft gezogen werden, 
da sie ihre besten Abnehmer im 
Bereidi der Stodcholmer Gruppe 
besitzt. Im Gegensatz zur Außen
handelslage gegenüber den EWG- 
Partnern ist der textile  Außenhan
del mit den sog. „Außensieben" 
aktiv. A llein  im Skandinavien-Han- 
del stehen jährlidi mehr als 
300 Mill. DM deutsdier Textil- 
exporte auf dem Spiel, die im 
Zuge der drohenden Umstruktu
rierung der Handelsbeziehungen  
zufolge des sid i auftuenden Gra
bens an Großbritannien oder die 
Sdiw eiz fallen könnten. Deshalb 
gehört d ie deutsdie Textilindustrie 
zu den stärksten Befürwortern 
einer umfassenden europäisdien 
A ssoziation. (Sta.)

ELEKTROTECHNISCHE INDUSTRIE:

Liberale H andhabung erwünscht

D ie  W ettbewerbsposition einer 
Industrie wird von einer großen 
V ielzahl von Faktoren bestimmt, 
zu denen nidit nur die Ausstattung  
nach Qualität und Quantität mit 
sachlichen und persönlichen Pro
duktionsfaktoren und der Grad der 
Spezialisierung gehören, sondern 
ebenso die Größe des bereits be
stehenden Marktes und die staat
liche Wirtschafts-, Finanz- und 
Steuerpolitik. Unter diesen Ge
sichtspunkten wird es in keinem  
Lande Industrien geben, die ein 
einheitliches Bild der marktmäßi
gen Verflechtung zeigen. Dem
gemäß wird man davon ausgehen  
müssen, daß die «Anpassungsmaß- 
nahmen, sow eit solche erforderlich

werden, von Industriezweig zu 
Industriezweig unterschiedlich sind 
und selbst zw isdien den Unterneh
men eines Industriezweiges je nach 
Produktionstiefe und -programm, 
Kostenlage und Vertriebssystem  
differieren können.

Die Elektroindustrie nun ist ein 
Industriezweig mit einem außer
ordentlich v ielseitigen  Produktions
programm, so daß verallgem ei
nernde Feststellungen oder Deu
tungen auf große Sdiwierigkeiten  
stoßen. W enn im folgenden den
noch versucht wird, über die 
Elektroindustrie als Ganzes etwas 
auszusagen, so müssen die erwähn
ten Vorbehalte stets berücksichtigt 
werden.
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VEREINSBAIVK IN HAMBURG
ÄLTESTE H A M B U R G E R  G IR O B A N K

Z E N T R A L E :  H A H B D R C l l ,  A L T E R  W A L L  2 0 - S 0 ,  T E L E F O N  3 6 1 9 6 1  
2 7  F I L I A L E N  Ü N D  Z W E I G S T E L L E N  I N  G R O S S - H A M B U R G , C D X H A V E N  Ü N D  K I E L

D ie Position
d e r  deutschen E lektroindustrie
Im Rahmen der Elektroindustrie* 

gruppen des Gemeinsamen Marktes 
steh t d ie deutsdie Elektroindustrie 
an erster Stelle. N adi Beredinun
gen  des OEEC M adiinery Commit
tee  b elief sid i der Produktionswert 
in den EWG-Ländern 1957 auf rd. 
22,9 Mrd. DM. Auf die Bundes
republik (einsdil. Berlin) entfielen  
davon 10,35 Mrd. DM. W enn man 
d ie  bereditigte Annahme madit, 
daß die Produktivität in  den ein
zelnen  Ländern nur geringe Unter
sd iied e aufweist, sind die Besdiäf
tigtenzahlen repräsentativer: Die 
Bundesrepublik w eist 671 000 Be
sd iäftigte auf, Frankreidi 261 000, 
B enelux 135 000 und Italien 93 000.

D ie Außenhandelszahlen lassen  
die bead itlid ie  W ettbewerbsfähig
k eit der Bundesrepublik erkennen; 
von  Gesamtexporten in H öhe von  
3,317 Mrd. DM gingen im Jahre 
1958 843 M ill. DM oder rd. 25,4 «/o 
in  die EWG-Länder. Das waren rd. 
57 ®/o der Bezüge der EWG-Länder 
von  anderen EWG-Partnem und

rd. 32 “/» der gesam ten Elektro-Ein- 
fUhren der anderen EWG-Partner. 
A ls Lieferant an nädister Stelle  
stehen Belgien-Luxemburg und die 
N iederlande mit (1958) Ausfuhren 
in andere EWG-Länder (ohne 
Deutschland) von 260 Mill. DM 
bzw. 250 Mill. DM.

In der beigegebenen Tabelle sind 
die gegenseitigen  Verfleditungen  
der EWG-Länder dargestellt. Aus 
dieser Tabelle geht audi hervor, 
daß die deutsdien Elektro-Ausfuh- 
ren in die EWG-Länder von  1957 
auf 1958 um fast 8 “/o zurüdcgegan
gen sind. G leidizeitig haben sid i 
die deutsdien Einfuhren aus d ie
sen Ländern mehr als verzw eiein- 
halbfadit. Im ersten Halbjahr 1959 
lagen die deutsdien Ausfuhren in 
die EWG-Länder mit 433 Mill. DM 
um rd. 7 “/o über den entspredien
den Vorjahreszahlen, d ie Einfuh
ren stiegen um 37 "/o von  
89 Mill. DM auf 122 M ill. DM. Der 
A nteil der EWG-Länder an der ge
samten Elektro-Ausfuhr und -Ein
fuhr ist w eiterhin (bei der Ausfuhr 
auf 24,1 Vo) gefallen.

der

Die Entwidclung Im Elektro-Außenhandel
G egenseitige Verfleditung  

Länder der Europäisdien W irtsdiaftsgem einsdiaft 
(in M ill. DM)

L ieferländer Ja h r

B ezieherländer
Bundes

rep .
D eutsdi

land

N ieder
lande

Bel
g ien

Luxem*
bürg

Frank-
reidi^) Ita lien

A usfuhr
zu

sam m en

1956 321,6 173,0 136,8 173,0 804,4
B undesrepublik  D eutsdiland 1957 322,3 208,2 153,1 200,6 884,2

1958 300,3 197,0 151,8 193,8 842,9
1956 60,2 , 133.8 43.9 26,8 264,7

N iederlande 1957 60,0 157,5 41,2 31,6 290,3
1958 125,2 182,8 37,4 29,5 374,9
1956 7,4 191,5 19,9 4,4 223.2

Belgien-Luxem burg 1957 7,9 218,4 25,0 4.6 255,9
1958 22,1 237,4 18,8 4,3 282,6
1956 16,1 35,7 35,6 17.4 104,8

F rankreich  ») 1957 21,7 30,1 43,8 , 19,8 115,4
1958 62,2 30,6 49.5 18,7 163,9
1956 4.4 10,4 5,6 13,7 34,1

Ita lien 1957 6,3 6.5 8.0 12,4 , 33,2
1958 16,6 4.8 9.7 11,0 42,1
1956 88,1 559.2 348,0 214,3 221,6 1431,2

E infuhr zusam m en 1957 95,9 477,3 417.5 231.7 256,6 1579,0
1958 229,1 573,1 439,0 219.0 246.2 1706,4

')  EinsdhlieBlidi Saargebiet.
Q u e l l e ;  Veröfientlichungen des ZVEI über A ußenhandel frem der Länder, 
A ugust 1959.

H eft 11,

D ie Bedeutung dieser Zahlen 
wird unterstridien durdi die Fest
stellung, daß die deutsdien Elektro- 
Ausfuhren in die 7 Länder der ge
planten „Kleinen Freihandelszone' 
w esentlid i umfangreidier sind imd 
bisher erheblidi sd ineller gew adi
sen sind (von 864 Mill. DM 1957 
auf 1006 MiU. DM 1958 und 
584 Mill. DM im ersten Halbjahr 
1959). Hier liegt einer der w esent- 
lid isten Gründe für die audi von  
der Elektroindustrie immer w ieder 
mit Nadidrudc erhobene Forderung 
zum großeuropäisdien Markt.

D ie W ettbew erbsfäh igkeit
Die oben angeführten Zahlen 

über die Entwicklung des Elektro- 
Außenhandels mit den EWG-Län
dern könnten die Vermutung nahe
legen, daß d ie deutsdie Elektro
industrie in letzter Zeit an Konkur
renzfähigkeit eingebüßt habe. Tat
sächlich ist jedoch der Ausfuhrrück
gang 1958 im Zusammenhang mit 
der inzwischen überwundenen Re
cession  zu sehen, während ein Teil 
der Einfuhrzunahme, besonders aus 
Frankreich, auf außergewöhnliche 
Einflüsse zurückgeführt werden  
kann. Bisher sind tatsächliche A us
wirkungen der Maßnahmen vom
1.1.1959 (Zollsenkung um 10 Vo, 
Aufstockung und Globalisierung 
der Kontingente usw.) noch nicht zu 
erkennen. In der Tat dürfte in Zu
kunft eher mit einer Verbesserung  
der deutschen W ettbewerbsposi
tion zu rechnen seins denn der 
italienische und der französische 
Markt genossen bisher den Schutz 
hoher Zölle, im Falle Frankreichs 
zusätzlich auch den Schutz w eit
gehender mengenmäßiger Einfuhr
beschränkungen.

D ie deutsche Elektro-Einfuhr 
andererseits war bisher schon zu 
100 Vo liberalisiert und nur mit 
sehr niedrigen Zöllen belegt. In 
einigen wichtigen Gruppen (z. B. 
Generatoren, Motoren, Transfor
matoren) ist die Einfuhr schon
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heute zollfrei. Darüber hinaus sind 
die ersten beiden Zollsenkungen 
vom 1.1.1959 und 1.7.1960 durch 
die autonomen Zollsenkungen des 
Jahres 1957 bereits vorw eggenom 
men. Um zu objektiven Verglei- 
dien  der Kostenverhältnisse in der 
Industrie der einzelnen Länder zu 
kommen, sind unter Beteiligung 
der Verbände der Elektroindustrie 
der EWG-Länder sc io n  vor einiger 
Zeit Kostenstrukturvergleiciie in 
Angriff genommen worden. 
H andels- und u iirtschaftspolitisd ie  

M anipulationen
Die erwähnten, im Grunde posi

tiven Erwartungen m üssen jedocii 
etwas eingeschränkt werden durch 
die Kenntnis gew isser Entwicklun
gen in den anderen EWG-Ländern, 
z. B. der steuerlichen Begünstigung  
von Exportzusammenschlüssen und 
den beträchtlichen, staatlich geför
derten Rationalisierungsmaßnah
men in Frankreich! der (vom Ver
trag allerdings gebilligten) Einfüh
rung erhöhter Umsatzausgleidis- 
steuern in Belgien und den N ieder
landen, w o z. B. für Glühlampen 
der Zoll um die vorgeschriebenen 
10 “/o von 12 “/o auf 10,8®/» gesenkt, 
gleichzeitig aber die Einfuhrumsatz
steuer von 5 Vo auf 9 “/» erhöht 
worden ist; der verspäteten Ertei
lung von Lizenzen in  Frankreich 
und teilw eise  auch in Italien. Leider 
ist die Bundesrepublik auf diesem  
Gebiete auch nicht ganz untätig 
gew esen, w ie die Erhöhung der 
Verbrauchsteuer bei Kaffee und 
Tee oder die M anipulationen um 
die Kontingente für Kartoffelein
fuhren zeigen.

Die deutsche Industrie fühlt sich 
auch bei Rationalisierungsbestre
bungen etw a im W ege der Typen
bereinigung der Produktionspro
gramme durcäi die strengen Vor
schriften des deutschen Kartellge
setzes gegenüber den anderen 
EWG-Partnern benachteiligt. Auch 
die Schaffung leistungsfähigerer 
Vertriebsorganisationen ist eine 
wichtige Aufgabe unternehmeri
scher Leistung für den zukünftigen  
EWG-Markt. D ies um so mehr, w eil 
es nicht ausgeschlossen ist, daß das 
Zurückbleiben der Ausfuhren in die 
EWG-Länder hinter denen in die 
Länder der künftigen Freihandels
zone teilw eise  auf eine gew isse  
Vernachlässigung des ersten Mark
tes schließen lassen könnte.

Der A ufstellung des gem ein
samen Außentarifes sieht die Elek
troindustrie mit gemischten Gefüh
len entgegen, w eil die Verhand
lungen um d ie Liste G ganz deut
lich erkennen lassen, daß für wich
tige Rohstoffe und Vorerzeugnisse 
der Elektroindustrie auf Wunsch 
von Interessenten Zollsätze festge
legt werden sollen, die die Mate-

AUTOMOBILINDUSTRIE:

rialkosten der Elektroindustrie er
heblich erhöhen würden. Das 
Petitum der Elektroindustrie zielt 
deshalb auf eine möglichst liberale 
Handhabung des Vertrages und der 
ganzen Politik der Europäischen 
W irtschaftsgemeinschaft ab und 
verficht gleichzeitig ein zielbewuß
tes A nsteuern der „Großen Frei
handelszone". (BB)

Ausw eitung der M ärkte außerhalb  d e r EWG

D ie  Automobilproduktion im 
EWG-Raum konzentriert sich im 
wesentlichen auf drei Länder: die 
Bundesrepublik Deutschland, Frank
reich und Italien. D ie niederländi
sche Produktion fällt bisher noch 
nicht ins Gewicht, während die 
Benelux-Union außer Betracht b lei
ben muß, w eil dort nur Fahrzeuge 
montiert werden. Im Zeichen der 
rasch fortschreitenden M otorisie
rung, d ie in den letzten Jahren 
immer w eitere Volksschichten er
faßt hat, ist die Automobilindustrie 
in allen drei Ländern zu einem der 
bedeutendsten Industriezweige und 
einer wichtigen und zuverlässigen  
Stütze der Konjunktur geworden.

Im Jahre 1958 wurden im EWG- 
Raum nicht w eniger a ls 3' Mill. 
Fahrzeuge produziert, davon allein  
die Hälfte in  der Bundesrepublik-, 
in diesem Jahr wird die Produktion 
schätzungsweise um w eitere 15 “/o 
anwachsen.

K riterien  d er A bsatzchancen
W enn wir nun versuchen, uns 

ein Bild von den Auswirkungen  
des durch den EWG-Vertrag in 
Gang gesetzten Integrationspro
zesses auf d ie Automobilindustrie 
in den Ländern der Gemeinschaft 
zu machen, so ist vor allem zu be
achten, daß es sich hier um einen  
in stetiger Aufwärtsentwicklung 
begriffenen Industriezweig handelt, 
für den sich der Übergang zu einem  
von Handelshemmnissen freien 
Wirtschaftsraum w esentlich rei
bungsloser vollziehen dürfte als 
für andere Industriebereiche, die 
die Grenze der Aufnahrnefähigkeit 
des Marktes für ihre Erzeugnisse 
bereits erreicht haben und bei fort
schreitender Integration mit einem  
scharfen Konkurrenzkampf rechnen 
müssen.

In der Automobilindustrie wird 
die Leistungsfähigkeit e ines Be
triebes in erster Linie durch den 
Umfang der Produktion und den 
Grad der Mechanisierung bestimmt. 
Neben diesen produktionstechni
schen Voraussetzungen ist vor 
allem das Vorhandensein einer zu
verlässigen Absatz- und Kunden- 
dienstorganisation entscheidend.

Das sind also —  abgesehen von  
den Präferenzen der Käufer — die 
Kriterien, an denen wir uns orien
tieren müssen, w enn wir die Chan
cen der Automobilindustrie im 
EWG-Raum beurteilen wollen.
L eistun gsfäh igkeit und P rotek tion

W ie wir bereits erwähnten, ge
hört d ie Automobilindustrie in 
Frankreich und Italien, ebenso w ie  
in Deutschland, seit Jahren zu den 
von der Konjunktur begünstigten  
W irtschaftszweigen. In allen drei 
Ländern hat s ie  die Möglichkeit 
zum Ausbau ihrer Kapazitäten und 
zur Modernisierung ihrer Produk
tionsanlagen in vollem  Umfang 
wahrgenommen. W esentliche Un
terschiede von Land zu Land dürf
ten daher w eder in produktions
technischer noch in kostenmäßiger 
Hinsicht vorhanden sein. W o den
noch Unterschiede in der Leistungs
fähigkeit bestehen sollten, wird die 
im EWG-Vertrag vorgesehene 
Übergangszeit ausreichen, um sie 
auszugleichen.

Außerdem werden die Absatz
chancen der Automobilindustrie im 
Bereich der EWG zunächst weniger 
durch Unterschiede der Leistungs
fähigkeit der einzelnen Unterneh
men als vielm ehr durch den unter
schiedlichen Grad der Protektion 
bestimmt, den die Automobilindu
strie in den verschiedenen Ländern 
der Gemeinschaft genießt. Während
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die Einfuhr von Autom obilen nach 
Deutschland keinerlei mengenmäßi
gen  Beschränkungen unterliegt und 
die B elastung der eingeführten 
Fahrzeuge durch Zölle und sonstige 
A bgaben durchweg niedriger Ist 
als in den übrigen EWG-Ländern, 
ist d ie Automobilindustrie in 
Frankreicäi w ie auch in Italien 
durch eng bem essene Kontingente 
und verhältnism äßig hohe Zoll
m auern geschützt.

Da nun w eder die allgem eine 
W irtschaftslage Frankreichs und 
Italiens noch die Lage der französi
schen und italienlscJien Automobil
industrie eine derartige Diskrimi
nierung der deutschen Automobile 
gegenüber den jew eiligen  Inlands
erzeugnissen  rechtfertigt, erscheint 
e in e  Verkürzung der für den Ab
bau von  Zoll- und Handelshemm
nissen  im EWG-Vertrag vorgesehe
nen Fristen gemäß den Artikeln 15 
und 35 des Vertrages —  wenigstens 
auf dem Autom obilsektor —  ange
m essen, um der Automobilindustrie 
aller EWG-Länder die gleichen 
Startmöglichkeiten zu geben. In den 
Artikeln 15 und 35 des EWG-Ver
trages ist ausdrücklich vorgesehen, 
daß der Abbau der Zölle bzw. die 
B eseitigung der mengenmäßigen  
Beschränkungen zwischen den Mit
gliedstaaten  beschleunigt werden 
kann, falls die wirtschaftliche Ge
sam tlage des betreffenden M itglied
staates und die Lage der betreffen
den Branche dies zulassen.

W ie w enig  bisher von einer der
artigen Gleichheit der Startbedin
gungen die Rede sein konnte, zeigt 
ein Blick auf die Einfuhrstatistik, 
W ährend Frankreich und Italien in 
den ersten 6 M onaten des Jahres 
1959 n id it w eniger als 55 000 Fahr

Reglonale Struktur der Automobilexporte des EWG-Raumes

Jah r Produktion  
in Stück

Export 
in Stück

Export in % 
der 

Produktion

Export 
nad i N ordam erika

Export ins G ebiet 
der K leinen FHZ

in Stück 1 in 0̂ ) in  Stüde 1 in o/o

1955 1 902 559 483 488 25 48 040 10 234 523 48,5
1956 2 212 088 557 031 25 94 756 17 232 440 41,5
1957 2 477 136 759 369 30,5 207 170 27 265 909 34
1958 3 005 022 930 862 31 316 215 34 303 882 32,5
1959 1. H j. l  736 725 628 153 36 246 229 39 170 189 27

zeuge exportierten, belief sich die 
deutsche Ausfuhr in die genannten  
Länder infolge der Einfuhrbeschrän-' 
kungen und der außerordentlich 
hohen Zollsätze lediglich auf etwa 
9 000 Fahrzeuge. Es ist zu hoffen, 
daß diese Disparität durch eine be
schleunigte Liberalisierung der 
Einfuhr von  Automobilen in Frank
reich und Italien in Bälde beseitigt 
wird. D ie Zollbelastung der Auto
mobileinfuhr beträgt in Belgien/ 
Luxemburg 21,6 “/o, in der Bundes
republik 13 ®/o, in Frankreich 27 Vo, 
in Italien 40,5 Vo und in den N ieder
landen 21,6 Vo.

E nttcicklung d er M otorisierung
D iese Frage ist jedoch im w esent

lichen kurzfristiger Natur. Auf 
lange Sicht erscheint vor allem be
deutungsvoll, ob und w ie  w eit die 
Nachfrageentwicklung sow ohl in
nerhalb als auch außerhalb des 
Gemeinsamen Marktes eine w ei
tere Ausdehnung der Automobil
produktion erlaubt.

Ein Vergleich der bisher im EWG- 
Raum erreichten Kraftwagendichte 
mit dem Grad der M otorisierung 
beispielsw eise in  den USA oder 
Großbritannien zeigt deutlich das 
Ausmaß des noch ungesättigten  
Motorisierungsbedarfs im Gemein
samen Markt. W enn wir daher von  
einer w eiteren Aufwärtsentwick
lung der Masseneinkommen aus
gehen und unveränderte Konsum
gew ohnheiten der Einkommensbe

zieher voraussetzen, so dürften sich 
die Absatzmöglichkeiten im EWG- 
Raum w eiterhin verbessern, ohne 
daß in den nächsten Jahren mit 
einer „Sättigung des Nachholbe
darfs“ zu rechnen ist.

W eniger klar hingegen läßt sich 
die Situation auf den außerhalb 
der EWG-Länder liegenden Märk
ten übersehen. D ie Absatzmöglich
keiten in  d iesen Gebieten sind auf 
die Dauer abhängig von der Ge
staltung der Zoll- und Außenhan
delspolitik der W irtschaftsgemein
schaft gegenüber dritten Ländern. 
Eine Abkapselung der EWG würde 
unweigerlich den teilw eisen  V er
lust dieser Märkte nach sich ziehen, 
von dem die Automobilindustrie 
im EWG-Raum, w ie  ein Blidc auf 
die Statistik zeigt, in immer größere 
Abhängigkeit gerät.

Besondere Aufmerksamkeit ver
dienen in diesem  Zusammenhang 
der nordamerikanisdie Raum und 
das Gebiet der „Kleinen Freihan
delszone", die zusammen im ersten 
Halbjahr 1959 nicht w eniger als 
66 Vo der EWG-Exporte aufgenom
men haben.

Schlußfolgerungen
Im Hinblick auf die wachsende 

Bedeutung dieser Märkte muß 
daher

1. die Spaltung Europas in  zw ei 
sich gegenseitig  diskriminie
rende Wirtschaftsblöcke unter 
allen  Umständen verhindert 
und

D E R  O S T S E E H A F E N

m it s e in e n  re g e lm ä ß ig e n  L in ie n v e rk e h re n  n a c h  d e n  H a u p th ä fe n  v o n

SCHWEDEN . F INNLAND • DÄNEMARK • NORWEGEN
Auskünfle erteilen alle  Lübecker Spediteure sowie die Lübecker Hafen-Gesellschaft m.b.H. • Telefon 2 55 21
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2 . sicäiergestellt werden, daß den 
im GATT vorgetragenen  
W ünsdien auf Senkung der 
A ußenzölle der Gemeinsdiaft 
auf der Basis der G egenseitig
keit entsprochen wird.

W ir kommen mithin zu dem Er
gebnis, daß das Zusammenwachsen 
der sechs europäischen V olksw irt
sdiaften zu einer W irtschaftsge
m einsdiaft für die Automobilindu
strie kaum mit tiefgreifenden

Strukturwandlungen verbunden 
sein dürfte, wenn dadurch nicht 
gleichzeitig die traditionellen Han
delsbeziehungen zu den außerhalb 
der EWG stehenden Ländern ge
stört werden. Die Automobilindu
strie der EWG-Länder sollte daher 
ihre Aufmerksamkeit in erster Linie 
der Sicherung und A usweitung der 
außerhalb der EWG liegenden  
Märkte zuwenden. (A. D.)

EISEN-, BLECH-UND METALLVERARBEITENDE INDUSTRIE: 

Praktikable Lösungen w erden für möglich gehalten

D ie  etwas hoffnungsvoliexe Atmo
sphäre, die sich in der letzten Zeit 
über den Bemühungen zur Be
freiung des westeuropäisdien  
W arenaustausches von den Ein
fuhrabgaben, von den letzten m en
genmäßigen Beschränkungen und 
von hemmenden technischen Vor
sdiriften ausgebreitet hat, erleich
tert eine Stellungnahme für einen  
exportabhängigen W irtschaftszweig, 
w ie ihn d ie Eisen, Blech und Metall 
verarbeitende Industrie darstellt. 
Bei einer durchschnittlichen Export
quote von rd. 28 "/o, die in man
dien Zweigen 50®/o erreicht und 
zum Teil bis auf 70 und 80 Vo an
steigt, ist die Erhaltung des in 
jahrelangen M ühen aufgebauten  
Exports von lebenswichtiger Be
deutung. V on den über 380 000 Be
sdiäftigten der EBM-Industrie und 
des Exporthandels ist durdischnitt- 
lich jeder Dritte im Export tätig, 
um insgesamt einen Jahresausfuhr
wert von 2,2 Mrd. DM zu sdiaffen.

A llgem eine E xportlage
Seit Ende vorigen Jahres haben 

die Schwierigkeiten bei der Belie
ferung der EFTA-Länder (Europäi
sd ie  Freihandelsländer) zugenom
men. Die EBM-Industrie ist daher 
an einer Verständigung zwischen 
der EWG und EFTA in Form einer 
flexiblen handelspolitisdien Kon
vention — am besten auf OEEC- 
Ebene — besonders interessiert.

Der Export von EBM-Erzeugnis- 
sen geht zu 62 "/o in d ie europäi
schen Länder, die für eine „Große 
Freihandelszone" in Betracht kom
men. Läßt man das Saarland außer 
Betracht, so haben die fünf EWG- 
Länder im ersten Halbjahr 1959
25,6 "/a und die sieben EFTA-Länder 
25,2 Vo des EBM-Exportes aufge
nommen. Während die Gesamtaus
fuhr der Bundesrepublik in die 
EWG-Länder im gleichen Zeitraum 
um 5 Vo und in die EFTA-Länder
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um 5,4 Vo zugenommen hat, liegen  
die Exportsteigerungen bei der 
EBM-Ausfuhr mit 16,8 V» bzw. 
16,4 “/o beträditlich höher.

Bemerkenswert ist, daß die EBM- 
Lieferungen nadi der Schweiz, 
Schweden und Österreich jew eils 
größer sind als diejenigen nach 
Italien bzw. Frankreidi. N adi Groß
britannien wird etwa ebensoviel 
geliefert w ie nach Italien. Frank

reich nimmt z. Z. nur etw as mehr 
EBM-Erzeugnisse auf als Dänemark. 
Frankreich steht in der Reihenfolge 
der europäischen Abnehmerländer 
in der Gesamtausfuhr der Bundes
republik an 3. Stelle, in der EBM- 
Ausfuhr erst an 8. Stelle. Die 
Gründe dafür liegen in der Diver
genz zw isdien Nachfrage und Ein
fuhrgenehmigungen.

Die TFirtschaflspolitik  
in  den  P artn erländern

Die Absatzbemühungen in den 
EWG-Partnerländern sind seitens 
der EBM-Industrie seit jeher inten
siv  erfolgt. Im Zuge der fortschrei
tenden OEEC-Liberalisierung haben 
sich die EBM-Lieferungen nach und 
nach erhöht. Eine Besonderheit 
für den EBM-Sektor mit seiner 
Mischung aus Investitionsgütern, 
Fabrikationszulieferungen und Tei
len, Hilfmitteln, Geräten, Behäl
tern und technischen Bedarfsarti
keln für alle G ewerbezweige auf 
der einen Seite und den oft nicht 
klar abgrenzbaren Gebrauchsgü
tern der privaten Sphäre auf der 
anderen Seite besteht darin, daß 
die staatliche W irtschaftspolitik in 
vielen  Ländern die Bedeutung die
ser Erzeugnisse für die eigene 
wirtschaftliche Versorgung vielfadi 
nicht erkennt und die EBM-Erzeug
nisse anfänglich häufig pausdial 
den entbehrlichen Importwaren zu
rechnet. Erfahrungsgemäß dauert es 
eine gew isse Zeit, bis die ersten Im
portlodcerungen zugelassen werden. 
V iele  EBM-Erzeugnisse befinden  
sich dadurch unter dennoch einfuhr
genehmigungspflichtigen Waren. 
Besonders unangenehm sind die 
Fälle, in denen sogenannte Null- 
und Zwergkontingente bestehen. 
Dies ist auch nodi bei einigen w est
europäischen Ländern der Fall. In 
der EWG bestehen auf dem EBM- 
Sektor mengenm äßige Einfuhrbe
schränkungen nur noch in Frank
reich. Die Ende vorigen Jahres be
gonnene Reliberalisierung hat be
reits eine fühlbare Zunahme der 
EBM-Exporte nach Frankreidi er
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möglicht. Dazu kommen ab Juli 
dieses Jahres die erleichterten 
Lieferungen aus dem Saargebiet 
nad i Frankreich.

R eg io n a le  u n d  fachliche  
U nterschiede  im A bsatz 

D ie Nachfrage nadi deutsdien 
EBM-Erzeugnissen ist in Frank
reid i bei w eitem  nodi nidit ge
dedct; bei jedem w eiteren Libera
lisierungsschritt kann daher mit 
Exportsteigerungen in den betref
fenden Branchen gerechnet werden. 
In den anderen Partnerländern 
schwankt die Nachfrage etwas, was 
s id i entsprechend auf die Umsätze 
auswirkt. Eine nennenswerte A us
w eitung des Absatzes deutscher 
EBM-Erzeugnisse ist hier nicht zu 
erwarten; der Bedarf ist w eitge
hend erkundet, N euheiten und Pa
tente beeinflussen das Gesamtbild 
nur w enig. Betriebsvergrößerun
gen im Hinblick auf den größeren 
G em einsam en Markt sind deut
scherseits nicht anzuraten, da in 
den m eisten EBM-Zweigen aus
reichende, zum Teil auf den Ex
port in dritte Länder angewiesene 
K apazitäten bestehen. In der Ra
tionalisierung und Modernisierung 
der Betriebe ist in den letzten Jah
ren v ie les aus eigener Kraft und 
Initiative geschehen. Die vorwie
gend mittleren und kleinen Be
triebe benötigen aber Kredit- und 
Steuerhilfen, um voll wettbewerbs
fähig bleiben zu können.

In den EBM-Fachzweigen spielt 
der Absatz in die EWG-Länder 
eine unterschiedliche Rolle. W äh
rend der EW G-Anteil an der EBM- 
Gesamtausfuhr zur Zeit 25,6“/» be
trägt, lauten die A nteile, nach der 
Größe des Prozentsatzes geordnet, 
bei den Fachzweigen; Heiz- und 
Kochgeräte 52 “/o, Feinblechpackun
gen  47 Vo, Fahrrad- und Kraftrad

teile 31 Vo, Leichtmetallwaren 29 Vo, 
Schlösser und Beschläge 28 "/o, M e
tallwaren 27 Vo, Betten und Rolir- 
möbel 23 Vc, W erkzeuge 23 “/o, 
Stahlblecherzeugnisse 21 Vo, V er
schiedene Eisen- und Stahlwaren 
20 Vo und Schneidwaren 16 Vo. Ins
besondere bei den Schneidwaren 
dürfte sich der EWG-Absatz erhö
hen, sobald in Frankreich w eitere 
Liberalisierungen vorgenommen  
werden.

D ie E in fu h rla g e
D ie Einfuhr von EBM-Erzeugnis- 

sen aus den EWG-Ländern hat 
1958/59 stärker zugenommen als 
aus den anderen Industrieländern. 
Das liegt nach den Beobachtungen 
hauptsächlich daran, daß das An
laufen des EWG-Vertrages gew is
sermaßen als das Startzeichen zur 
intensiveren Betätigung im Nach
barlande Deutschland angesehen  
wurde. Insbesondere aus Frank
reich wurden Marktuntersuchun
gen begonnen, neue Verbindun
gen angeknüpft, bestehende Be
ziehungen ausgebaut, M essen be
schickt und public relations in er
weitertem Umfang betrieben. A ls 
neueres Beispiel sei angeführt, daß 
16 französische H ersteller von  
Öfen und Herden, die in ihrem 
Lande einen Marktanteil von  65 Vo 
besitzen, in Düsseldorf eine ge
meinsame Dauerausstellung eröff
net haben.

Der deutsche Markt für EBM-Er- 
zeugnisse war den ausländischen 
Herstellern durch die frühzeitige 
und umfassende Liberalisierung 
und durch die Zollsenkungen schon 
lange geöffnet. In einigen Zwei
gen ist ein gew isser W ettbewerbs
druck entstanden. Solange die A n
gleichung der W ettbewerbsgrund
lagen noch nicht erfolgt ist, besteht 
der Wunsch, Verständigungen auf

Teilgebieten herbeizuführen. Hier 
sind z. B. Spezialisierungsabkom
men hervorzuheben. In der EBM- 
Industrie wird daher eine den 
praktischen Bedürfnissen entspre
chende Handhabung der Vorschrif
ten der Artikel 85 ff des EWG- 
Vertrages als notwendig angese
hen. Die europäische Integration 
kann durch eine echte und ver
trauensvolle industrielle Zusam
menarbeit nur gefördert werden. 
Es ist deshalb geboten, den Indu
strien die Belastung, ihre Hand
lungen könnten als Verstoß gegen  
die Verordnung des Art. 85 ff 
EWG-Vertrag oder eines nationa
len  W ettbewerbsrecht angesehen  
werden, zu nehmen.

In der EBM-Industrie wird die 
Erklärung des Herrn Bundeswirt
schaftsministers vor dem Bundes
verband der Deutschen Industrie 
in Köln begrüßt, daß die EWG 
ihre liberale Handelspolitik bei der 
A ufstellung des gemeinsamen  
Außenzolltarifes unter B ew eis stel
len solle. Es ist unseres Erachtens 
nicht angängig, daß für Rohmate
rialien Zölle erhoben werden, die 
in einigen Fällen klare Schutzzölle 
darstellen. D ies gilt unter anderem  
für Aluminium. Aber auch bei an
deren Roh- und Hilfsstoffen muß 
der harmonische Aufbau des ge
meinsamen Außenzolltarifes sicher
gestellt werden, so  daß das Roh
material durch Zoll nicht belastet 
wird, die Halbzeuge höchstens 
einen geringen Zoll erhalten und 
die Sätze für die Vor- und End
erzeugnisse darauf aufgebaut wer
den. D ie Beibehaltung der Zollfrei
heit für Rohaluminium ist zur Er
haltung der W ettbewerbsfähigkeit 
der Fertigwarenindustrie erforder
lich. W eitere Zollwünsche bestehen  
auf dem EBM-Gebiet auch bei an-
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deren NE-Metallen, vor allem bei 
Wolfram und Molybdän, sow ie bei 
Rasierklingen-Bandstahl, bei Kork- 
sdieiben, bei Perlmuttsdialen und 
Boraten. D ie gleichen W ünsdie ha
ben die EBM-Industrien in den  
Partnerländern. G leidie Auffassun
gen bestehen audi auf den Gebie
ten der Niedrigpreiseinfuhren und 
der Staatshandelsländer.

E W G  m u ß  Ä u sg a n g sp u n h t sein
Im ganzen sei festgestellt, daß 

in der EBM-Industrie die Bildung 
des Gemeinsamen Marktes begrüßt 
wird. Die EWG darf aber kein  
Ende bedeuten, sondern muß A us
gangspunkt für e in e  A ssoziation  
im w eiteren europäisdien Raum 
werden. So gesehen, kann das 
Zweite EWG-Memorandum ein

Sdiritt auf dem W ege zur Einigung 
sein. Es ist bei aller Würdigung 
der w eltw eiten  Zusammenhänge 
zu hoffen, daß zunädist eine Lö
sung für Europa gefunden wird. 
Jeder Versudi, d iese Etappe zu 
überspringen, würde die Sdiw ierig
keiten des w irtsdiaftlid ien Zusam
menführens der versdiiedenen  
Staatengruppen vergrößern. (B. P.)

Z u r  D e b a t t e  s t e h t :  D e r  E u r o p ä i s c h e  S o z i a l f o n d s  i n  V o r b e r e i t u n g

Die  Bundesregierung hat vor 
kurzem dem D eutsdien Bun

destag den Entwurf einer Verord
nung über den Europäisdien Sozial
fonds zugeleitet. Es handelt sidi 
bei dieser V orlage um den Vor
sd ilag  der Kommission der Euro
päisdien W irtsdiaftsgem einsdiaft 
an den Rat der EWG. Dieser wird 
sid i mit der M aterie nadi Absdiluß 
der eingeleiteten Konsultation des 
W irtsdiafts- und Sozialaussdius- 
ses der EWG und des Europäisdien 
Parlamentes befassen. D ieses An
hörungsverfahren soll bis Ende 
1959 abgesdilossen sein.

A nw endungsbereich  
Der Europäisdie Sozialfonds er

stattet 50 Vo der von den M itglied
staaten oder Körpersdiaften des 
Ö ffentlidien Redits der M itglieds
länder für d ie Berufsumsdiulung 
arbeitsloser Arbeitskräfte, für 
deren Um siedlung sow ie für die 
Beibehaltung des g leid ien  Lohn
standes der von einer Umsiedlung 
betroffenen Arbeitnehmer ausge
gebenen M ittel. Außerdem kann  
der Sozialfonds d ie Verwirklidiung  
einer gemeinsamen Politik der Be
rufsausbildung fördern. D ie Ver
ordnung enthält Begriffsbestimmun
gen für die Anwendungsfälle: 

Danadi sind a r b e i t s l o s e  
A r b e i t s k r ä f t e  alle, die bei 
einem  Arbeitsamt als Arbeit- 
sudiende gem eldet sind, sow eit 
sie  m indestens 18 Jahre alt und 
weder selbständig n od i unselbstän
dig tätig sind.

A ls B e r u f s a u s b i l d u n g  er
kennt d ie Verordnung die Umstel
lung eines Betriebes oder einer Be
triebsabteilung an, wenn eine  
w esentlid ie Tätigkeitsveränderung  
der Arbeitnehmer erforderlidi wird.

A ls B e r u f s u m s c h u l u n g  
im Sinne der Verordnung gilt jede 
A usbildung nadi einem vorher fest
gelegten  Lehrplan, der Umfang und 
Dauer der Ausbildung bestimmt 
und darauf abzielt, den Arbeits
losen neue M öglidikeiten für eine 
neue Betätigung, die entweder eine 
Anpassung oder einen W edisel des 
Berufes oder eines Arbeitsplatzes 
voraussetzen, zu vermitteln.

A ls B e r u f s u m s i e d l u n g  
arbeitsloser Arbeitskräfte gilt jede 
Ausbildung nadi einem vorher fest
gelegten  Lehrplan, der unter ande
rem Umfang und Dauer der A us
bildung bestimmt und darauf ab
zielt, den A rbeitslosen neue Mög- 
lid ikeiten  für eine produktive Be
sdiäftigung zu ersdiließen.

A ls U m s i e d l u n g  arbeitsloser 
Arbeitskräfte gilt ein Wohnort- 
w ed isel innerhalb der Gemein
sdiaft, sow eit er für die Aufnahme 
einer neuen produktiven und nidit 
saisonbedingten Besdiäftigung er- 
forderlidi ist.

A ls B e t r i e b s u m s t e l l u n g  
erkennt die Verordnung jede nidit 
vorübergehende Änderung des Pro
duktionsprogramms eines Betriebes 
oder einer Betriebsabteilung mit 
eigenem  Produktionsprogramm an.

Allerdings ist Voraussetzung, daß 
dieses Programm die H e r s t e l 
l u n g  n e u e r  E r z e u g n i s s e  
zum Ziele hat, die sid i von den 
bisher gefertigten in anderer W eise 
als durdi Verbesserungen und Er
gänzungen untersdieiden.

A n tra g sve r fa h ren

A ntragsbereditigt sind, da es sidi 
um Kostenerstattung der von den 
Regierungen oder zuständigen Be
hörden aufgewandten Beträge han
delt, die M itgliedsländer der Euro
päisdien W irtsdiaftsgem einsdiaft. 
Am 1. Juli eines jeden Jahres 
m elden die M itgliedsländer dem 
Europäisdien Sozialfonds die Höhe 
der Beträge an, d ie von ihnen im 
Laufe des folgenden Jahres vor- 
aussiditlid i für Sozialkosten erbe
ten werden. A lle  drei M onate er
stattet der Europäisdie Sozialfonds 
auf Grund der gestellten  Anträge 
die aufgewandten Summen.

Ein aus Vertretern der Regierun
gen der M itgliedsländer sow ie der 
Arbeitnehmer- und Arbeitgeber
verbände gebildeter Aussdiuß ist 
gutaditlidi eingesdialtet. D ieses 
Gremium nimmt zu allen Fragen 
von  allgem einer oder grundsätz- 
lid ier Bedeutung, die die V erwal
tung des Sozialfonds betreffen, 
Stellung. A udi zu bestimmten An
trägen oder Gruppen von Anträgen  
auf Gewährung von Zusdiüssen  
aus dem Sozialfonds kann der Aus
sdiuß allgem eine Gutaditen ab
geben.
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